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Eine wirkungsvolle und sparsame Ver-
wendung der BA-Mittel setzt Informatio-
nen über die Integrationsergebnisse ar-
beitsmarktpolitischer Instrumente voraus.
Solche Informationen sind in den Ein-
gliederungsbilanzen (§ 11 SGB III) ent-
halten, die seit 1998 jährlich für die Ar-
beitsämter erstellt werden. Das Hauptziel
der Arbeitsmarktpolitik, nämlich die
Wiedereingliederung von Arbeitslosen in
den ersten Arbeitsmarkt, konnte bisher
allerdings nur mit Hilfe der Verbleibsquo-
ten geprüft werden. Diese sind als arbeits-
marktpolitische Zielgrößen jedoch pro-
blematisch, da sie lediglich angeben, wie
viele der Maßnahmeabgänger (Absolven-
ten und Abbrecher) 6 Monate nach Ende
der Förderung nicht mehr arbeitslos ge-
meldet sind. Offen bleibt, inwieweit hin-
ter dem „Nichtverbleib in Arbeitslosig-
keit“ tatsächlich die Aufnahme einer re-
gulären Beschäftigung steht. Denn es
könnte sich auch um erneute Eintritte in

arbeitsmarktpolitische Maßnahmen han-
deln, den Rückzug in die Stille Reserve
oder einen Übergang in den Ruhestand.

Für die meisten Instrumente der aktiven
Arbeitsförderung stehen seit Herbst ver-
gangenen Jahres nun auch „Eingliede-
rungsquoten“ zur Verfügung. Diese bezie-
hen sich auf Maßnahmeteilnehmer, die im
Zeitraum Juli 2000 bis Juni 2001 eine
arbeitsmarktpolitische Maßnahme been-
det haben. Und sie erlauben erstmals Aus-
sagen darüber, wie viele der Maßnah-
meabgänger 6 Monate nach Ende der
Förderung sozialversicherungspflichtig
beschäftigt sind. Im Vergleich zu den Ver-
bleibsquoten informieren Eingliederungs-
quoten damit präziser1 über die berufli-

Die regionalen Unterschiede bei FbW und ABM erklären
sich vor allem durch die Arbeitsmarktlage und die Teilneh-
merstruktur – Der unerklärte Rest bedarf weiterer Analysen

Die Eingliederungsquote
sagt mehr

� Nur knapp die Hälfte der westdeut-
schen und sogar nur ein Drittel der
ostdeutschen Weiterbildungsteil-
nehmer, deren Förderung im Zeitraum
Juli 2000 bis Juni 2001 endete, wa-
ren sechs Monate später auf dem er-
sten Arbeitsmarkt sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt.
� Bei den Teilnehmern an Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen, die größten-
teils zu den schwervermittelbaren Ar-
beitslosen gehören, lagen die Ein-
gliederungsquoten noch niedriger: bei
knapp 30% in Westdeutschland und
knapp 15% in Ostdeutschland.
� Die Eingliederungsquoten variie-
ren nicht nur zwischen West und Ost,
sondern auch innerhalb der beiden
Landesteile. So werden in Baden-
Württemberg und Bayern bei FbW
Ergebnisse erzielt, die in der Spitze
gut 20 Prozentpunkte über den nied-
rigsten Werten in Nordrhein-Westfa-
len und Niedersachsen liegen.
� Regressionsanalysen bestätigen,
dass die regionalen Eingliederungs-
ergebnisse beider Instrumente (FbW
und ABM ) primär von der regiona-
len Arbeitsmarktlage und außerdem
von der regionalen Teilnehmerstruk-
tur abhängen: je höher die Unterbe-
schäftigungsquote und der Anteil an
besonders förderungsbedürftigen Per-
sonengruppen, desto niedriger die re-
gionale Eingliederungsquote.
� Verbleibende Unterschiede in den
regionalen Eingliederungsergebnis-
sen deuten auf weitere Einflussfakto-
ren hin, denen in künftigen Untersu-
chungen nachzugehen sein wird.
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Die Wiedereingliederung von Arbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt stellt
nach wie vor das Hauptziel der aktiven Arbeitsmarktpolitik dar. Inwieweit es
gelungen ist, dieses Ziel durch berufliche Weiterbildungs- und Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen (FbW und ABM) zu erreichen, wird auf Basis der re-
gionalen Eingliederungsquoten für das Jahr 2001 dargestellt.

Auch wenn die Zahlen nicht im Sinne einer Wirkungsanalyse interpretiert
werden dürfen, sind sie doch aufschlussreich: Zum einen, weil sie aussage-
kräftiger sind als die bisherigen Verbleibsquoten und zum anderen, weil sie
eine Vorstellung über die maximalen Eingliederungseffekte vermitteln, die
gegenwärtig von diesen Maßnahmen zu erwarten sind.

1 Einen Sonderfall stellt das Überbrückungsgeld
nach § 57 SGB III dar. Eingliederungsquoten sind
hier nicht aussagekräftig, da Existenzgründer –
sofern sie Erfolg haben – selbständig und nicht
abhängig beschäftigt sind. Nur eingeschränkt
aussagefähig sind Eingliederungsquoten außer-
dem bei den Eingliederungszuschüssen, da hier
sogenannte Weiterbeschäftigungszeiträume gel-
ten, die auch länger als 6 Monate dauern können.
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che Wiedereingliederung der Maßnah-
meteilnehmer, wenngleich – daten-
technisch bedingt – weniger zeitnah.

Wie die Verbleibsquoten werden auch
die neuen Eingliederungsquoten regio-
nal vergleichend betrachtet, was den
Wettbewerb unter den Ämtern und den
Austausch von „Best practice-Erfahrun-
gen“ fördert. Das Interpretationspro-
blem, das sich hierbei stellt, ist von den
Verbleibsquoten bekannt2 und lässt sich
folgendermaßen beschreiben: Weist ein
Arbeitsamt eine höhere Eingliederungs-
quote auf als ein anderes, kann allein da-
raus noch nicht geschlossen werden, dass
dieses Arbeitsamt mit seiner Arbeits-
marktpolitik erfolgreicher wäre. Unzu-
lässig ist dies deshalb, weil die Wieder-
beschäftigungschancen der Maßnahme-
teilnehmer jeweils (auch) von der regio-
nalen Arbeitsmarktlage abhängen und
hier große Unterschiede bestehen. Auch
muss man bedenken, dass die Höhe re-
gionaler Eingliederungsquoten durch
den Grad der Zielgruppenorientierung
regionaler Arbeitsmarktpolitik mitbe-
stimmt wird und dieser zwischen den
Ämtern durchaus variieren kann.

Vor diesem Hintergrund werden nun die
Eingliederungsquoten zweier Haupt-
instrumente der Arbeitsmarktpolitik nä-
her betrachtet, nämlich die der Förderung
der beruflichen Weiterbildung (FbW)
und die von Arbeitbeschaffungsmaßnah-
men (ABM). Auf der Ebene der Arbeits-
amtsbezirke wird zunächst ein Überblick
über die regionalen Unterschiede in den
Quoten gegeben. Dann wird untersucht,
inwieweit sich diese auf regionale Dispa-
ritäten in der Arbeitsmarktlage und in der
Teilnehmerstruktur zurückführen lassen.
Schließlich wird geprüft, wie die erreich-
ten Eingliederungsergebnisse dann zu
beurteilen sind, wenn man die regiona-
len Unterschiede in den beiden Einfluss-
größen – Unterbeschäftigung und Teil-
nehmerstruktur – berücksichtigt.

2 Vgl. Blaschke/Nagel 1999; Hirschenauer 2001a; Hirschenauer 2001b
3 Vgl. Bundesanstalt für Arbeit 2003
4 Zu den betrieblichen Einstellungshilfen zählten im Untersuchungszeitraum 4 Instrumente des SGB
III, und zwar die Eingliederungszuschüsse (EGZ), die Einstellungszuschüsse bei Neugründungen (EZN),
die (quantitativ unbedeutenden) Eingliederungsverträge (EV) und die in Ostdeutschland angewand-
ten Strukturanpassungsmaßnahmen Ost für Wirtschaftsunternehmen (SAM OfW). Des Weiteren ge-
hörten die Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose (Bhi) aus dem gleichnamigen Programm der
Bundesregierung dazu.

Die hier berechneten Eingliederungs-
quoten weichen in zweierlei Hinsicht von
jenen ab, die in den Eingliederungs-
bilanzen3 ausgewiesen werden: Erstens
umfasst der Zähler nur jene Maßnahme-
abgänger, die ein halbes Jahr nach Ende
der Förderung (mit oder ohne Unterstüt-
zung durch betriebliche Einstellungs-
hilfen4) auf dem ersten Arbeitsmarkt
sozialversicherungspflichtig beschäftigt
sind. Nicht enthalten sind im Unterschied
zu den offiziellen Eingliederungsquoten
Maßnahmeabgänger, die wieder in eine
Arbeitsbeschaffungs- oder Strukturan-
passungsmaßnahme eingetreten und so-
mit auf dem zweiten Arbeitsmarkt sozial-
versicherungspflichtig beschäftigt sind.
Geraten erschien eine derart modifizier-
te Abgrenzung des Zählers, weil Einglie-
derungsquoten die Integration in regu-
läre Beschäftigung widerspiegeln sollen
und davon beim Eintritt in Arbeitsbe-
schaffungs- und Strukturanpassungs-
maßnahmen keine Rede sein kann.

Der zweite Unterschied betrifft den Nen-
ner der ABM-Eingliederungsquote. Er
wurde um die Zahl jener Abgänger be-
reinigt, die – innerhalb von nur 6 Mona-
ten – erneut in ABM eingetreten sind.
Diese Fälle wurden nicht mitgezählt,
weil es sich bei ihnen mehrheitlich nicht
eigentlich um Maßnahmeabgänger han-
deln dürfte. Vermutlich sind es Teilneh-
mer, die entweder eine Maßnahme un-
terbrochen haben, oder solche, deren
Förderung nach Ablauf des zunächst fest-
gelegten Zeitraums (von zumeist 12 Mo-
naten) verlängert wurde.

Regionale Unterschiede in
den Eingliederungsquoten

Förderung der beruflichen
Weiterbildung (FbW)
Betrachtet man zunächst die großräumi-
gen Durchschnittswerte, zeigt sich fol-
gendes Bild: Im Westen liegt die FbW-
Eingliederungsquote bei 47,9%, im
Osten bei 33%. Von den Personen, die
im Zeitraum Juli 2000 bis Juni 2001 eine
berufliche Weiterbildungsmaßnahme be-
endet haben, sind also 6 Monate später
knapp die Hälfte im Westen bzw. ein
Drittel im Osten auf dem ersten Arbeits-
markt sozialversicherungspflichtig be-
schäftigt.

Setzt man die beruflich integrierten ehe-
maligen Weiterbildungsteilnehmer in
Relation zu jenen Weiterbildungsteilneh-
mern, die sechs Monate nach ihrem Aus-
scheiden nicht arbeitslos gemeldet wa-
ren, dann ergeben sich für West- und Ost-
deutschland Anteilswerte von rund 75%
bzw. 70%. Hinter dem „Nichtverbleib in
Arbeitslosigkeit“ steht also keineswegs
immer die Aufnahme einer regulären Be-
schäftigung. Der Unterschied in den Pro-
zentsätzen weist zudem darauf hin, dass
die Relationen räumlich variieren. Beide
Sachverhalte kommen auch in den Dif-
ferenzen zum Ausdruck, die zwischen der
FbW-Verbleibsquote (ermittelt nach dem
Stichtagskonzept und auf Basis der Da-
ten des „umfassenden Verbleibsnach-
weises“) und der FbW-Eingliederungs-
quote bestehen. Sie betragen 16,2 Pro-
zentpunkte in Westdeutschland (64,1%
gegegenüber 47,9%) und 14,3 Prozent-
punkte in Ostdeutschland (47,3% gegen-
über 33%).

Die Regionalwerte der FbW-Eingliede-
rungsquote (Karte 1) streuen in West-
deutschland zwischen 36% und 62,3%.
Sie lassen ein relativ ausgeprägtes Süd-
Nord-Gefälle erkennen. Während baye-
rische und baden-württembergische
Ämter in der Regel überdurchschnittli-
che (50% und mehr), vielfach sogar weit
überdurchschnittliche Eingliederungs-
quoten (55% und mehr) aufweisen, sind
unterdurchschnittliche Werte (36% bis
unter 45%) nur außerhalb der süddeut-
schen Bundesländer zu finden: vor al-
lem entlang der Nord- und Ostseeküste,
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im Südosten Niedersachsens, in Teilen
Nordrhein-Westfalens, insbesondere im
Ruhrgebiet und in einigen großstädtisch
geprägten Ämtern wie Hamburg, Han-
nover und Köln.
Die ostdeutschen Regionalwerte liegen
zwischen 27,1% und 44,2%. Überdurch-

schnittliche Werte (35% und mehr) sind
– von Potsdam einmal abgesehen – aus-
schließlich in Sachsen und Thüringen
anzutreffen, unterdurchschnittliche (un-
ter 30%) in Mecklenburg-Vorpommern,
Sachsen-Anhalt und mit Nordhausen und
Altenburg auch in Thüringen.

Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen (ABM)
Die Karte der ABM-Eingliederungsquote
(Karte 2, Seite 4) macht zunächst deut-
lich, dass Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men in Ostdeutschland noch immer eine
wesentlich größere Rolle spielen als in
Westdeutschland. Dabei ist der Teilneh-
merbestand in Ostdeutschland von 1992
auf 2001 um rund 70% zurückgegangen.

Das Ziel der beruflichen Wiedereinglie-
derung wird im Anschluss an eine Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahme nur selten
erreicht. In Westdeutschland waren nur
knapp 29% derjenigen, die zwischen Juli
2000 und Juni 2001 eine Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahme beendet haben, 6 Mo-
nate später auf dem ersten Arbeitsmarkt
sozialversicherungspflichtig beschäftigt.
In Ostdeutschland lag der entsprechen-
de Prozentsatz noch niedriger, nämlich
bei knapp 14%.

Sieht man von Maximalwerten ab, die
auf sehr kleinen Fallzahlen basieren, dann
streuen die westdeutschen Regional-
werte der ABM-Eingliederungsquote
zwischen rund 16% und 53%. Ein groß-
räumiges Süd-Nord-Gefälle wie bei der
beruflichen Weiterbildung besteht bei
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen nicht.
Niedrige Werte von unter 25% sind nicht
nur in Schleswig Holstein, im Nordwe-
sten Niedersachsens und im Ruhrgebiet
zu finden, sondern auch im Norden und
Osten von Bayern.

Die ostdeutschen Regionalwerte liegen
zwischen 9,1% und 18,4%. Sie sind da-
mit überall sehr niedrig.

Die Unzuverlässigkeit der Verbleibsquo-
te als Indikator für die berufliche Wie-
dereingliederung ist bei ABM noch aus-
geprägter als bei FbW: In Westdeutsch-
land waren nur rund 54% der nicht ar-
beitslos gemeldeten ehemaligen ABM-
Teilnehmer auf dem ersten Arbeitsmarkt
sozialversicherungspflichtig beschäftigt
(FbW: 75%), in Ostdeutschland sogar
nur 38% (FbW: 70%). Entsprechend
groß ist der Abstand zwischen der ABM-
Verbleibs- und der ABM-Eingliede-
rungsquote: 24,4 Prozentpunkte in West-
deutschland (53,3% gegenüber 28,9%)
und 22,6 Prozentpunkte in Ostdeutsch-
land (36,3% gegenüber 13,7%).

Karte 1

Eingliederungsquoten nach beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen

Anteil der Maßnahmeabgänger des Zeitraums 7/00 bis 6/01,
die sechs Monate nach der Förderung sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind
(ohne Folgeförderung oder mit betrieblichen Einstellungshilfen: EGZ, EZN, EV, SAM OfW, Bhi)

� IAB
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auch niedriger als in Regionen mit gün-
stiger Arbeitsmarktsituation. Ebenfalls
niedriger sind die Eingliederungsquoten
dort, wo schwer zu integrierende arbeits-
marktpolitische Zielgruppen, insbeson-
dere Ältere und Langzeitarbeitslose, re-
lativ stark unter den Maßnahmeteilneh-
mern vertreten sind.

5 In den bisherigen Eingliederungsbilanzen zähl-
ten Langzeitarbeitslose, Ältere (50 Jahre und äl-
ter), Schwerbehinderte und Berufsrückkehrer/-in-
nen zu den besonders förderungsbedürftigen Per-
sonengruppen. Nicht enthalten waren die Gering-
qualifizierten. Sie werden seit dem Job-AQTIV-
Gesetz (1.1.2002) in § 11 SGB III unter den be-
sonders förderungsbedürftigen Personengruppen
ausdrücklich genannt und ab der Eingliederungs-
bilanz 2002, die zurzeit erstellt wird, auch Be-
rücksichtigung finden.

ABM und FbW im Vergleich
Zwischen den großräumigen Durch-
schnittswerten der ABM-Eingliede-
rungsquote und denen der beruflichen
Weiterbildung bestehen beachtliche Dif-
ferenzen: gut 20 Prozentpunkte in West-
und knapp 20 Prozentpunkte in Ost-
deutschland. In West wie Ost gelingt
demnach die berufliche Integration von
ABM-Teilnehmern wesentlich seltener
als die von FbW-Teilnehmern. Überra-
schend ist dieser Befund nicht, da die
Zielgruppenorientierung bei ABM sehr
viel stärker ausgeprägt ist als bei FbW.
So gehörten im Betrachtungszeitraum
87,4% der Abgänger aus ABM, aber nur
37,9% der Abgänger aus FbW zu den
„besonders förderungsbedürftigen Per-
sonengruppen“5. Hinzu kommt, dass sich
ABM zumindest in Westdeutschland
stark auf die wirtschaftlichen Problem-
gebiete konzentrieren, auf Gebiete also
mit ungünstigen Rahmenbedingungen
für die berufliche Wiedereingliederung
von Arbeitslosen.

Erwähnenswert ist außerdem, dass seit
1998 nur noch die Teilnahme an einer
Arbeitsbeschaffungsmaßnahme und nicht
mehr die Teilnahme an Weiterbildung zur
Erneuerung des Anspruchs auf Arbeits-
losengeld führt. Weiterbildungsteilneh-
mer dürften deshalb intensiver als ABM-
Teilnehmer nach einer Beschäftigung su-
chen. Schließlich besteht zwischen den
Instrumenten insofern ein prinzipieller
Unterschied, als FbW die berufliche
Qualifikation der Arbeitnehmer verbes-
sert und ABM eher zu ihrer Erhaltung
beitragen.

Aus all diesen Gründen sind von Wei-
terbildungsmaßnahmen höhere Einglie-
derungsquoten zu erwarten als von Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen.

Ursachen der regionalen
Disparitäten

Fragt man nun nach den Ursachen für
die regionalen Unterschiede in den Ein-
gliederungsergebnissen, dann sind vor
allem regionale Unterschiede in der Ar-
beitsmarktlage und in der Teilnehmer-
struktur zu nennen. In Regionen mit un-
günstiger Arbeitsmarktlage sind die be-
ruflichen Integrationschancen schlechter
und die Eingliederungsquoten deshalb

Karte 2

Eingliederungsquoten nach Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen

Anteil der Maßnahmeabgänger des Zeitraums 7/00 bis 6/01,
die sechs Monate nach der Förderung sozialversicherunspflichtig beschäftigt sind
(ohne Folgeförderung oder mit betrieblichen Einstellungshilfen: EGZ, EZN, EV, SAM OfW, Bhi)

� IAB
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Der regressionsanalytische
Ansatz
Empirische Belege für diese Abhängig-
keit der regionalen Eingliederungsergeb-
nisse von der jeweils herrschenden Ar-
beitsmarklage und der regionalen Teil-
nehmerstruktur lassen sich durch Regres-
sionsanalysen gewinnen. Sie wurden für
die west- und ostdeutschen Regionen
getrennt durchgeführt. Abhängige Varia-
blen waren dabei die regionale FbW- und
ABM-Eingliederungsquote.
Als unabhängige Variable, die die regio-
nale Arbeitsmarktlage widerspiegelt,
ging in alle vier Regressionsansätze die
regionale Unterbeschäftigungsquote6

ein. Die Unterbeschäftigungsquote wur-
de der Arbeitslosenquote vorgezogen,
weil sie neben der registrierten Arbeitslo-
sigkeit auch arbeitsmarktpolitische Ent-
lastungseffekte berücksichtigt, die spe-
ziell in Ostdeutschland noch immer er-
heblich sind. Sie vermag deshalb das
Ausmaß des regionalen Beschäftigungs-
defizits umfassender widerzugeben als
die regionale Arbeitslosenquote. Aller-
dings bleiben bei der Unterbeschäfti-
gungsquote wie der Arbeitslosenquote
jene Entlastungseffekte unberücksich-
tigt, die aus Reaktionen auf mangelnde
regionale Erwerbsmöglichkeiten entste-
hen – beispielsweise durch Pendeln, Ab-
wandern oder Erwerbsverzicht. Da sol-
che Reaktionen nicht überall gleich stark
sind, müssen auch bei der räumlichen
Vergleichbarkeit regionaler Unterbe-
schäftigungsquoten Abstriche gemacht
werden.

Als weitere unabhängige Variable ging in
drei der vier Regressionsansätze der An-

teil der Maßnahmeabgänger ein, die min-
destens zu einer der besonders förde-
rungsbedürftigen Personengruppen ge-
hören: den Langzeitarbeitslosen, den Äl-
teren (50 Jahre und älter), den Schwer-
behinderten oder den Berufsrückkehrern.

Für die Erklärung der regionalen FbW-
Eingliederungsquote in Westdeutschland
wurde allerdings auf die Berufsrück-
kehrer/-innen verzichtet. Sie sind näm-
lich in Westdeutschland unter den FbW-
Teilnehmern relativ stark vertreten und
weisen im Vergleich zu anderen arbeits-
marktpolitischen Zielgruppen ein deut-
lich besseres Eingliederungsergebnis
auf. Der Indikator zur Teilnehmerstruk-
tur gewinnt deshalb – in Westdeutsch-
land – an Erklärungskraft, wenn man ihn
ohne die Berufsrückkehrer/-innen be-
rechnet.

Für die ostdeutschen Regionalwerte der
ABM-Eingliederungsquote erwies sich
der Abgängeranteil der besonders förde-
rungsbedürftigen Personengruppen als
nicht signifikant. Er wurde deshalb durch
den Anteil der Älteren an allen Maßnah-
meabgängern ersetzt.

Ergebnisse
der Regressionsanalysen
Die Ergebnisse der Regressionsanalysen
bestätigen, dass regionale Unterschiede
in den Eingliederungsquoten der Weiter-
bildungsteilnehmer vor allem durch re-
gionale Unterschiede in der Arbeits-
marktlage bestimmt werden. In West-
wie in Ostdeutschland erklärt die regio-
nale Unterbeschäftigungsquote fast 60%
der Varianz, die bei der FbW-Eingliede-
rungsquote feststellbar ist. Nimmt man
den Teilnehmeranteil der besonders för-
derungsbedürftigen Personengruppen
zusätzlich in die Analyse hinein, dann
steigt das Bestimmtheitsmaß in West-
deutschland auf fast 69%, in Ostdeutsch-
land auf gut 73% (s. Tabelle).

Auch die regionalen Eingliederungs-
ergebnisse der ABM-Teilnehmer hängen
von der regionalen Unterbeschäftigungs-
quote ab. Wegen des besonderen Teil-
nehmerprofils und der insgesamt niedri-
gen Teilnehmerzahlen in Westdeutsch-
land ist die Erklärungskraft der Unter-
beschäftigungsquote jedoch geringer. So
kann die Varianz der regionalen ABM-
Eingliederungsgsquote in Westdeutsch-
land nur zu 40% und in Ostdeutschland

6 Die hier verwendete Unterbeschäftigungsquote
umfasst im Zähler 9 Teilkomponenten, und zwar
jeweils im Jahresdurchschnitt 2001: die Zahl der
registrierten Arbeitslosen; die Teilnehmer an Voll-
zeitmaßnahmen der beruflichen Weiterbildung,
an ABM und traditionellen SAM, an Reha-Maß-
nahmen zur beruflichen Wiedereingliederung, so-
wie an Deutsch-Sprachlehrgängen; das Vollzeit-
äquivalent der Kurzarbeiterzahl; die Zahl der
Leistungsempfänger nach § 428 SGB III und die
Fälle nach dem Altersteilzeitgesetz. Im Nenner
der Unterbeschäftigungsquote stehen die abhän-
gigen zivilen Erwerbspersonen ergänzt um nicht
erwerbstätige Maßnahmeteilnehmer (Teilnehmer
an Vollzeitmaßnahmen der beruflichen Weiterbil-
dung, an Reha-Maßnahmen zur beruflichen Wie-
dereingliederung, an Deutsch-Sprachlehrgängen
sowie Leistungsempfänger nach § 428 SGB III).

* signifikant auf dem 5%-Niveau
** signifikant auf dem 1%-Niveau
1) Im Falle der westdeutschen FbW-Eingliederungsquote ohne Berufsrückkehrer/-innen
2) 8 westdeutsche Ämter mit Abgängerzahlen von unter 50 sowie das Amt Ludwigshafen (51 Abgänger),

ein Ausreißer bei den Originalwerten und den Residuen der ABM-Eingliederungsquote, wurden von der
Regression ausgeschlossen.

West Ost West Ost

 Konstante 72,76 69,78 56,46 30,74

 Koeffizient (und T-Wert)

der Unterbschäftigungsquote 
2001

-1,14
(-10,377)**

-0,82
(-6,365)**

-1,80
(-9,683)**

-0,54
(-6,667)**

des Abgängeranteils der bes. 
förderungsbedürftigen 
Personengruppen 7/00-6/01 1)

-0,48
(-6,925)**

0,40
(-4,133)**

-0,09
(-2,473)* --

des Abgängeranteils der Älteren 
(50 Jahre und älter) 7/00-6/01 -- -- -- -0,10

(-2,796)**

 Bestimmtheitsmaß in % 68,9 73,2 42,6 58,3

 Anzahl der räumlichen 
 Analyseeinheiten 141 35 132 2) 35

Lineare Regression der regionalen FbW- und ABM-Eingliederungsquoten 
auf die regionale Unterbeschäftigung und Teilnehmerstruktur

FbW-Eingliederungs-
quote 7/00-6/01

ABM-Eingliederungs-
quote 7/00-6/01
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dem erwarteten, dann hat dieses Amt –
vor dem Hintergrund seiner Unterbe-
schäftigung und Teilnehmerstruktur –
überdurchschnittlich abgeschnitten.
Bleibt der tatsächliche Wert hinter dem
erwarteten zurück (negatives Residuum),
dann liegt – unter Berücksichtigung der
herrschenden Rahmenbedingungen – ein

unterdurchschnittliches Ergebnis vor.
Durchschnittlich sind die Resultate dann,
wenn tatsächliche und erwartbare Ein-
gliederung einander entsprechen.
Eine solche „Kontrolle“ externer Fakto-
ren ließe sich auch dadurch erreichen,
dass man nur die Ämter miteinander ver-
gleicht, die eine möglichst große Ähn-

nur zu 48% auf regionale Unterschiede
in der Unterbeschäftigung zurückgeführt
werden. Bezieht man den Teilnehmeran-
teil der besonders förderungsbedürftigen
Personengruppen bzw. der Älteren mit
ein, dann verbessert dies die Varianzauf-
klärung um einige wenige Prozentpunk-
te (auf 42,6% in Westdeutschland und
58,3% in Ostdeutschland).

Die geringe Relevanz der regionalen
Teilnehmerstruktur resultiert zum einen
daraus, dass in praktisch allen Regionen
der Teilnehmeranteil der besonders för-
derungsbedürftigen Personengruppen
hoch ist. Zum anderen liegt es daran, dass
bei ABM die Unterschiede zwischen den
gruppenspezifischen Eingliederungs-
quoten wesentlich schwächer ausgeprägt
sind als bei FbW. Mit anderen Worten:
Auch unter jenen ABM-Teilnehmern, die
zu keiner der besonders förderungs-
bedürftigen Personengruppen gehören,
sind offensichtlich viele, die – aus wel-
chen Gründen auch immer – nur geringe
Wiederbeschäftigungschancen haben.

„Bereinigte“ regionale
Eingliederungsquoten

Mit den gewonnenen Regressionsan-
sätzen sind auch Aussagen darüber mög-
lich, welche Unterschiede zwischen den
Eingliederungsquoten der Ämter dann
noch bestehen,  wenn die Einflüsse der
regionalen Unterbeschäftigung und der
regionalen Teilnehmerstruktur herausge-
rechnet wurden. Hierzu sind die Residuen
der Regressionen zu betrachten, also die
Abweichungen der beobachteten regiona-
len Eingliederungsquoten von den ge-
schätzten.

Geschätzte regionale Eingliederungs-
quoten sind jene, die aufgrund der je-
weils herrschenden Unterbeschäftigung
und Teilnehmerzusammensetzung zu er-
warten sind. Diese Schätz- oder Erwar-
tungswerte sind umso höher, je niedri-
ger die regionale Unterbeschäftigung
und der regionale Teilnehmeranteil der
Zielgruppen ist – und umgekehrt. Sie
werden berechnet, indem man in die
Regressionsgleichungen die Regional-
werte der Unterbeschäftigung und Teil-
nehmerstruktur einsetzt.
Weist ein Amt ein positives Residuum
auf, liegt also der erreichte Wert über

Karte 3

Abweichung der FbW-Eingliederungsquote vom Erwartungswert

Residuen einer Regression der FbW-Eingliederungsquote 7/00 bis 6/01 auf die
Unterbeschäftigung und Teilnehmerstruktur – Westdeutschland

� IAB
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lichkeit bei den eingliederungsrelevanten
Rahmenbedingungen aufweisen. Man
könnte dies z. B. auf Basis der neu ge-
bildeten „Vergleichstypen“7 tun, was me-
thodisch allerdings nicht so genau wäre.
Da auch zwischen den Ämtern, die als
vergleichbar eingestuft wurden, ein ge-
wisses Maß an Heterogenität besteht,

sind exogene Einflüsse – sofern sie bei
der Wahl der Typisierungsvariablen über-
haupt berücksichtigt wurden – nur bedingt
kontrollierbar.
Die Karten 3 bis 6 geben einen Überblick
über die Abweichungen der beobachte-
ten regionalen Eingliederungsquoten von
den Erwartungswerten (Residuen).

„Residuen“ bei FbW
Aus Karte 3 ist zu ersehen, dass rund
zwei Drittel aller westdeutschen Ämter
FbW-Eingliederungsquoten aufweisen,
die in etwa den Erwartungen entspre-
chen. Sie liegen weniger als 3 Prozent-
punkte über oder unter den geschätzten
FbW-Eingliederungsquoten.8

Weiter ist festzuhalten, dass in nahezu
allen westdeutschen Flächenstaaten
Ämter mit großen positiven oder großen
negativen Residuen zu finden sind. In
den beiden süddeutschen Bundeslän-
dern, vor allem in Baden-Württemberg,
ist ein schlechtes Abschneiden allerdings
selten. In der Regel werden dort die Er-
wartungswerte erreicht oder sogar deut-
lich übertroffen.

Von den ostdeutschen Arbeitsämtern
(Karte 4) weisen nur vier Residuen auf,
die außerhalb des Intervalls +/-3 Pro-
zentpunkte liegen. Dabei ist das Berli-
ner Ergebnis von besonderem Interesse,
bedenkt man die große Zahl an Weiter-
bildungsteilnehmern, auf der dort die
FbW-Eingliederungsquote basiert. Es
bleibt deutlich hinter den Erwartungen
zurück: Der tatsächliche Wert liegt bei
31,3% und damit um 5,3 Prozentpunkte
unter dem Erwartungswert von 36,6%.

„Residuen“ bei ABM
In Westdeutschland streut – wie erwähnt
– die regionale Eingliederungsquote der
ABM-Teilnehmer stärker als die der
Weiterbildungsteilnehmer. Auch lassen
sich regionale Unterschiede in der ABM-
Eingliederungsquote nicht so gut auf die
beiden Einflussfaktoren „Unterbeschäf-
tigung“ und „Teilnehmerstruktur“ zu-
rückführen. Deshalb sind die Residuen
bei der Eingliederungsquote von ABM
deutlich größer als die von FbW. Um sie

7 Im Rahmen des BA-Reformprojekts 2.5
„Regionaltypen qualitativ und quantitativ“ wur-
de mit Hilfe der Clusteranalyse eine Ämter-
typisierung erarbeitet, die Unterschiede in den
regionalen Arbeitsmarktbedingungen – insbeson-
dere Unterschiede in der regionalen Unterbe-
schäftigung – widerspiegelt und demnächst bei
interregionalen Leistungsvergleichen im Rahmen
des Controllings Anwendung finden soll (vgl.
Blien 2003).
8 Die gewählten Intervallgrenzen erschienen
zweckmäßig; bestimmte Regeln, die genau diese
Werte vorschreiben, existieren jedoch nicht.

Karte 4

Abweichung der FbW-Eingliederungsquote vom Erwartungswert

Residuen einer Regression der FbW-Eingliederungsquote 7/00 bis 6/01 auf die
Unterbeschäftigung und Teilnehmerstruktur – Ostdeutschland

� IAB
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darzustellen, wurde in Karte 5 eine dop-
pelt so große Klassenbreite gewählt wie
in den Karten zuvor. Es zeigt sich, dass
negative Residuen in Schleswig-Holstein
und Bayern dominieren, positive hinge-
gen in Niedersachsen und vor allem in
Baden-Württemberg. In den übrigen
westdeutschen Flächenstaaten sind die
Ergebnisse eher gemischt. Festzuhalten
ist außerdem, dass in den meisten Äm-
tern des Ruhrgebiets, in denen ABM eine
vergleichsweise große Rolle spielen, die
tatsächlich erreichten – niedrigen – Ein-
gliederungsergebnisse jenen entspre-
chen, die man aufgrund der ungünstigen
Arbeitsmarktlage erwarten musste.

Betrachtet man schließlich die räumli-
che Verteilung der Residuen bei den
ABM-Eingliederungsquoten in Ost-
deutschland (Karte 6), dann fällt zu-
nächst auf, dass deren Beträge überall
sehr klein sind. Dies ist auf die geringe
Streuung der regionalen ABM-Einglie-
derungsquote in Ostdeutschland zurück-
zuführen. Erwähnenswert ist dennoch,
dass die tatsächlichen Eingliederungs-
ergebnisse in allen Regionen Mecklen-
burg-Vorpommerns schlechter sind als
die erwarteten und in fast allen Regio-
nen Brandenburgs besser. Erwartungsge-
mäß ist das Eingliederungsergebnis z. B.
in Berlin, wo der tatsächliche Wert von
15,8% exakt dem geschätzten entspricht.

Fazit
Die Untersuchung hat gezeigt, dass re-
gionale Unterschiede in der Wiederbe-
schäftigung von FbW- und ABM-Teil-
nehmern in erster Linie durch regionale
Arbeitsmarktdisparitäten hervorgerufen
werden. Eine ebenfalls substanzielle,
wenngleich wesentlich geringere Bedeu-
tung als die regionale Unterbeschäfti-
gungsquote hat die regionale Teilneh-
merstruktur.

Bereinigt man die regionalen Eingliede-
rungsquoten um die Einflüsse dieser bei-
den Variablen, dann vermindert sich de-
ren Streuung erheblich und es lassen sich
jene Ämter identifizieren, in denen der
Einsatz der beiden Instrumente mit weit
über- oder unterdurchschnittlichen Ein-
gliederungsergebnissen verbunden war.

In diesen Ämtern waren offensichtlich
Einflussfaktoren wirksam, die jenseits

der regionalen Unterbeschäftigung und
Teilnehmerstruktur nach den hier erfass-
ten Merkmalen liegen. Um welche Fak-
toren es sich dabei handelt, ob sie ande-
ren regionalen Arbeitsmarktfaktoren,
weiteren Unterschieden in der Teilneh-
merstruktur oder der Leistung des ein-
zelnen Arbeitsamtes zuzurechnen sind,

ob sie flächendeckend oder eher punk-
tuell wirksam waren – all das muss an
dieser Stelle offen bleiben. Erkenntnis-
se hierzu lassen sich nur durch weiter-
führende Untersuchungen gewinnen, ins-
besondere durch eine vertiefende Ana-
lyse „auffälliger“ Regionen.

Karte 5

Abweichung der ABM-Eingliederungsquote vom Erwartungswert

Residuen einer Regression der ABM-Eingliederungsquote 7/00 bis 6/01 auf die
Unterbeschäftigung und Teilnehmerstruktur – Westdeutschland

� IAB



IABKurzbericht  Nr. 17/2003 9

IABKurzbericht
Nr. 17 / 15.9.2003
Redaktion
Ulrich Möller, Elfriede Sonntag
Graphik & Gestaltung
Monika Pickel, Elisabeth Strauß
Technische Herstellung
Hausdruckerei der BA /
W. Tümmels Buchdruckerei u. Verlag
Rechte
Nachdruck – auch auszugsweise – nur
mit Genehmigung des IAB gestattet
Bezugsmöglichkeit
Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung,
Regensburger Str. 104,
D-90327 Nürnberg
Tel.: 0911/179-3025
IAB im Internet:
http://www.iab.de
Dort finden Sie unter anderem
auch diesen Kurzbericht im Volltext
zum Download
Rückfragen zum Inhalt an
Franziska Hirschenauer,
Tel. 0911/179-3256 oder e-Mail:
franzsika.hirschenauer@iab.de
ISSN 0942-167X

Impressum

Literatur
Blaschke, D.; Nagel, E. 1999: Statisti-
sche Explorationen im Vorfeld der Ein-
gliederungsbilanz – Monitoring der
Verbleibsquote. In: Mitteilungen aus der
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 2, S.
185-202

Blien, U. (Projektltr.) u. a. 2003: Typi-
sierung von Arbeitsamtsbezirken. Ab-
schlussbericht zum BA-Reformprojekt
2.5 „Regionaltypen qualitativ und quan-
titativ“ (im BA-Intranet unter: http://
www.ba.de/hst1/verwaltung/ref_iv_oc/
ba_ag/proj_gr/e_proj/25/index.html)

Bundesanstalt für Arbeit (Hrsg.) 2003:
Daten zu den Eingliederungsbilanzen
2001 – Ergänzung: Eingliederungsquote.
Sondernummer der Amtlichen Nachrich-
ten der Bundesanstalt für Arbeit v.
31.1.2003. Nürnberg

Hirschenauer, F. 2001a: Räumliche Un-
terschiede im Teilnehmerverbleib ar-
beitsmarktpolitischer Maßnahmen. In:
Informationen zur Raumentwicklung 1,
S. 11-32

Hirschenauer, F. 2001b: Die Förderung
der Arbeitslosen unter der Lupe. In: IAB-
Materialien 1, S. 3- 6.

Karte 6

Abweichung der ABM-Eingliederungsquote vom Erwartungswert

Residuen einer Regression der ABM-Eingliederungsquote 7/00 bis 6/01 auf die
Unterbeschäftigung und Teilnehmerstruktur – Ostdeutschland
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